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der Anfrage der Abgeordneten DreWIESINGER 
und Genossen an den Bundesminister für 
Gesundheit und Umweltschutz betreffend die 
AusvarktUlgf.m der Rationalisierungsmaßnahmen 
in den Spitälern. (Nr. 1365/J-NR/1981) 

In der gegenständlichen Anfrage werden folgende Fragen 
gestellt: 

n1) Welche Ergebnisse haben d.ie Verträge mit der ARGE­
Kostenrechnung betreffend die Auffindung von Rationalisie­
rungsmöglicr-Jrei ten in den Spitälern erbracht? 

2) Welche Konsequ\911Zen hat das Bundesministerium fUr 

Gesundheit und Umweltschutz aus diesen Arbeiten gezogen? 

3) Welche konkreten Maßnahmen hat das Bundesministerium 
fUr Gesundheit und Umweltschutz aufgrund dieser Arbeiten 
gesetzt? 

4) Welche Auswirkungen (Erfolg) haben die gesetzten 
Rationalisierungsma[snahmen gehabt? 

5) Was geschieht im weiterer Verfolgung dieser Rationa­
lisierungsvorschläge derzeit und in nächster Zukunft?' 
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In Beantwortung dieser Anfrage teile ich mit: 

Zu 1): 

Das Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz 

schloß mit der ARGE-Kostenrechnung am 30.Dezember 1976 den 
Vertrag "Ermittlung von Rationalisierungsreserven in Kran­
kenanstalten" (im fOlgenden "Rationalisierung In) und am 
160Mai 1978 den Vertrag "Ermittlung von Rationalisierungs­
reserven in einer Anzahl repräsentativer Krankenanstalten" 
(im folgenden "Rationalisierung 11"). 

Der Folgevertrag wurde deshalb geschlossen, weil sich 
die Untersuchungen im Rahmen der "Rationalisierung In weit­

gehend auf die nichtmedizinischen Gebiete der Krankenanstal­
ten beschränkten, andererseits aber eine große Abhängigkeit 
der Kosten von medizinischen Strukturen zu verzeichnen ist. 
Der Vertrag "Rationalisierung 11" hatte zum Ziel, das Betriebs­
kostenverhalten für verschiedene Möglichkeiten medizinischer 
Str~turen im Krankenhaus transparent zu machen. 

Im Rahmen der Arbeiten für diese beiden Verträge wurden 
insgesamt 13 repräsentative Krankenanstalten durchleuchtet. 
Die Arbeiten sind in mehreren Berichtswerken mit einem Gesamt­
umfang von 2802 Seiten ausführlich dokumentiert. Dabei wurde 
eine Reihe von kostensenkenden Rationalisierungsmöglichkeiten 
aufgezeigt, einerseits anstaltsspezifisch für die untersuchten 
Spitäler, andererseits generell für das österreichische Kran­
kenanstaltenwesen. 

Aus der ttRationalisierung In (elf untersuchte Anstalten) 

seien beispielhaft herausgegriffen: 

- Überlegung zur Planung und Führung von Krankenhäusern (re­
gionale Planung, Einrichtung einer Investitionsberatungs­
stelle, bedarfsorientierte Kapazitätsgestaltung, Kostenver­
haI ten usw.) 
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- Rationalisierungsmöglichl(eiten in primären Teilbereichen 

(Einsatz des Pflegepersonals, der Hebammen und des Sani­
tätshilfspersonals, Medikamentenversorgung usw.) 

und in sekundären Bereichen (Verwaltungsvereinfachung, 
Einsatz der medizinischen Schreibkräfte, Materialverwal­
tung usw .. ) 

Im Rahmen der "Rationalisierung 11" 'NUrden für zwei An­
stalten mit speziellen Problemen u.ao Planungsvorschläge er­

arbeitete Diese bezogen sich beim AKH Linz hinsichtlich des 
beabsichtigten Neubaus beispielsweise auf: 

- Überprüfung der Bettenzahlen im Hinblick auf die flächen­
mäßigen "U..."Yld ökonomischen Konsequen.zen 

- Festlegung der Leistungsdaten für den stationären und ambu­

lanten Krankenhausbereich 

- Festlegung des Standortes für den ersten Bauabschnitt im 
Kranke~~ausgelände 

- Festlegung der baulichen Grundprinzipien (Hauptachsen, Bau­

stufen, Interimslösungen). 

Beim LKH Steyr bezogen sich die Vorschläge auf Struktur­
fragen im Zusammenhang mit der Ausweitung einzelner Anstalts­
bereiche. 

In beiden Fällen, AKH Linz und LKH steyr, wurde ein im 

Ausland entwickeltes EDV-Dimensionierungsmodell (MEDPLAN II) 
für Personalaufwand und Flächenbedarf in Krankenhäusern er­
fol.grei ch getestet 0 

Damit konnte das Betriebskostenverhalten verschiedener 
Strukturvarianten simuliert werden, was im Hinblick auf mögliche 
Rationalisierungen von großer Bedeutung isto 
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Zu 2): 

Bei der Sichtung der Ergebnisse aus den beiden Rationa­

lisierungsverträgen wurde deutlich, daß die Rationalisierung 

im ästerreichischen Krankenhauswesen 

a) einen langfristigen und 

b) einen vielschichtigen Prozeß darstellt. 

Insbesondere muß dabei auch auf die Ergebnisse der Kosten­

rechnung Rücksicht genommen werden. Außerdem waren als Grund­

lagen für die Erstattung von Rationalisierungsvorschlägen wei­

tere Voraussetzungen, wie z.B. Vereinheitlichung der Leistunge­

statistik Qua der Krankenhausplanung, zu schaffen. 

Das Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz zog 

daher Uea. folgende Konsequenzen: 

Die Rationalisierung kann nur etappenweise vorangetrieben wer­

den, wobei ein mehrjähriger Zeithorizont notwendig ist, inner­

halb dessen die noch fehlenden Grundlagen zu erarbeiten sind. 

- Um noch weitere Erkenntnisse zu gewinnen, w~rde die ARGE­

Kostenrechnilllg mit der Weiterführung von Eationalislerungs­

ill1tersuchungen u!lter Einsatz von MEDPLliN 11 beauftragt (Ver­

trag vom 20.12.1978). 

Bei allen RationalisierungsbeIDÜhungen ist dem Bill1desministe­

rium für Gesundheit und Umweltschutz klar, daß es aufgrund 
der bestehenden Rechtslage den Rechtsträgern der Krankenan­

stalten nur Rationalisierungsvorschläge und -empfehlungen 

erstatten kann, deren Nichtbeachtung keine ~~ittelbare ge­

setzliche Sanktion nach sic!;. zieht. 
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Zu 3);; 

Das Bundesm.i.nisteriv.m f'lir Gesundheit u..nd Umweltschutz 

konnte eine Reihe von konkreten Maßnahl'nen aufgrund der 00 a. 

Verträge setzeno 

Allen untersuchten Kl~ar.~enanstalten bzw~ deren Rechts­

trägel"Tl v\o'1..1Tden anstaltsspezifische Berichte zur Verfügung 

gestellto Damit hat das Bundesministerium für Gesundheit und 

Umweltschutz diesen A~stalten ko~~rete und UI~ittelbare Mög­

licll.ke.iten i~U:r die Umsetzung der Rationalisierungsvorschläge 

in:: eigenen Haus geboten. Zu diesem Zweck wurden u.a. aus­
führlj_che Berichtsbesprechu.ngen mit den zU.ständigen Kran..1{en­

hausverantwortlichen d.urchgeführt. 

In einer Pressekonferenz am 25 • .August 1977 wurden die 
aus der t!Rationalisien.lIlg I U gel,'wrmenen Erkenntnisse der 

Öffentlichkeit vorgestellt), uzw. in Form allgemeingültiger 

Trends l.llld Rationalisieru:ngsvorschläge, die in den elf re­

präsentativen An.stalten ausgelotet bZW9 erhärtet werden 

konnten. 

Das Bv~desministerium für Gesundheit und Umweltschutz 

konnte bei den Verhandlungen über die Nettregelung der Kran­

kenhausfinanzier!.l1lg im Zuge der Aufgabenbewältigung durch den 

Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds, die Erkenntnisse der 

Ratj_onalisierun.gskommission anwend.eu. Als Beispiel seien ge­

nannt: 

InvestitionsförrieJ::llng: Limitierung der Höhe der Investitions­

zuschüsse, Nachweis des Bedarfs, der Dringlicb .. kei --c, der Vor­

te:ile p der l"j_nanzieru .. ng und der Folgelcosten der Kra..n.Kerinaus­

investition~ 
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Aufwertung der Landes-Krankenanstaltenpläne und des Burldes­
Krankenanstaltenplanes als Instrument für die bedarfsorien­
tierte Kapazitätsgestaltung im Krankenhauswesen. 

- Erlassung von Richtlinien (in mehreren Stufen) für die Pla­
nung, Errichtung, Ausstattung und den Betrieb von Kranken­

anstalten. 

- Vereinheitlichung des heterogenen Statistikwesens in den 
I{rankenanstalten zu einer bundeseinheitlichen Leistungs­
statistik (Verwaltungsvereinfachung Ulld Schaffung einer 
operationablen, effizienten Datenbasis für die Kranken­
hauspoli tik ) 0 

Zu den Auswirkungen der gesetzten Rationalisierungsmaß­
nahmen ist grundsätzlich festzustellen, daß diese nicht immer 
in Zahlen ausgedrückt werden können. Weiters sind infolge des 
mehrjährigen Zeithorizonts einige Grundlagenarbeiten noch im 
Gange, sodaß eine Aussage noch nicht getroffen werden kann. 

Hinsichtlich der Feldarbeit und der erstatteten Rationa­
lisierungsvorschläge in den untersuchten Spitälern war zu be­
obachten, daß die Krar~eriliausleitungen viele Empfehlungen auf­
gegriffen lUld umgesetzt habeno Auch konnte eine Stärkung des 

Kostenbewußtseins erzielt werden. 

Die Durchsetzung von Rationalisierungsforderungen in der 
Investitionsförderung des Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds 
hat eine Koordination und Straffung der Vergabemodalitäten be­
wirkt. Der Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds hat weiters 
die erste Stufe der Richtlinien für die Planung, Errichtung, 
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Ausstattung und den Betrieb von Krankenanstalten erlassen, 

womit u.a. der medizinische Gerätepark, der Medikamenten­

einsatz und die Personalstände als batengerust für eezielte 

Maßnahmen zur VerfügLlng stehen. Diese maßnahmen werden in 

wei teren StufE~n zu realisieren sein. 

Wie aus den bisherigen AusfUhrungen ersichtlich, besteht 

die vordringliche Aufgabe darin~ die in Angriff genommenen 

Arbeiten fortzuführen, um die Teilarbeiten für die Rationa­

liSierung abz.uschließen. Hier gilt es insbescndere, die ein­

hei tliche Grundlage fUr die Weiterenti'ricklung der Krankcnc'J1-

stal tenpläne der länder und des Burtdes festzulegen und di ese 

Pläne zu erstellen. Die Vorarbeiten für die Erlassung der 

lJl.m.deseinhei tli ehen 1eistungsstati stik, di e einer eigenen 

StatistH;:-Kommission oblieGen r stehen bereits vor dem Abschluß. 

Wenn diese Voraussetzlmgeri. erfüll t sind, v!ird es r.löelich 

sein, aus dep Ergebnissen der Kostenrechnung "(.lnd den Daten 

der I,eistunc:sstatistik in/l~bstin1..c'1Tung mit dCr::1 österreid~isc~en 

Krankenanstaltenplan Bewertungskriterien für die Ergebnisse 

der Kostenrechnu .. ng festzulegen. Dami i; yard ein sukzessive 

entwickeltes Instn:unentari1..:lITl für die Erstattung weiterer Ra­

tionalisierungsvorschläge zur Verfügung stehen. 

Berei ts jetzt werden aber im Rarllnen der Betreuung der 

Krankenanstal ten im Zusammen.hang mit der Kostenrechnung lau­

fend Verbesserungsmöglichkeiten aufgezeigt~ 

Der Bundesminister: 
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